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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 3. Februar 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

A. Zielsetzung 
Die schon bisher zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik geübte Praxis der gegenseitigen 
Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 
soll durch die getroffene bilaterale Vereinbarung auf eine recht-
liche Grundlage abgestellt werden. 

B. Lösung 
Das am 3. Februar 1977 unterzeichnete Abkommen trifft die er-
forderlichen Regelungen. Es soll die bestehende ständige und 
enge Zusammenarbeit zur Vorbeugung und Bekämpfung von 
Katastrophen oder schweren Unglücksfällen, insbesondere durch 
Festlegung von Ansprechstellen, Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Verkehrs von Personen und Sachen, Regelung von 
Schadensersatz und Haftung, prinzipiellen Verzicht auf Kasten-
erstattung sowie durch Verstärkung des wissenschaftlich-tech-
nischen Informationsaustausches, fördern. 
Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz soll das Abkommen die für 
die Ratifikation nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
erlangen. 

C. Alternativen 
keine 

D. Kosten 
Der Vereinbarung liegt das Prinzip des gegenseitigen Ver-
zichts auf Kostenerstattung bei Hilfeleistungen im humanitären 
Bereich zugrunde; lediglich beim Einsatz von Flugzeugen ist 
Kostenteilung je zur Hälfte vorgesehen. Diese Regelung läßt 
erwarten, daß sich die Aufwendungen beider Vertragsparteien 
für wechselseitig gewährte Hilfe über einen längeren Zeitraum 
gesehen ausgleichen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (12) — 216 00 — Zi 4/79 Bonn, den 5. März 1979 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 3. Februar 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Re-
publik über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und französischer Sprache 
sowie die Denkschrift zu dem Abkommen sind gleichfalls beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 463. Sitzung am 20. Oktober 1978 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun-
desrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 3. Februar 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 3. Februar 1977 unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik über die ge-
genseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen wird zugestimmt. Das Ab-
kommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Aufwendungen, die auf seiten der Bundesrepu-
blik Deutschland bei Hilfeleistungen in Frankreich 
entstehen, trägt in den Fällen 

1. des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe a des Abkom-
mens der Bund, 

2. des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe b und des 
Artikels 3 Abs. 2 des Abkommens das jeweilige 
Land; landesrechtliche Bestimmungen über die 
Kostentragung innerhalb des Landes bleiben un-
berührt. 

(2) Bei Aufwendungen, die auf seiten der Bundes-
republik Deutschland in den Fällen des Artikels 8 
Abs. 1 und 2 des Abkommens entstehen, richtet sich 
die Kostenträgerschaft danach, ob die jeweilige 
Hilfsmaßnahme in den Aufgabenbereich des Bundes 
oder der Länder fällt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Ge-
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 
84 Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das 
Gesetz in Verbindung mit dem Abkommen auch 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden re-
gelt. 

Zu Artikel 2 

Dem humanitären Geist des Abkommens entspre-
chend, gehen beide Vertragsparteien hinsichtlich 
der Kostenerstattung von einem umfassenden wech-
selseitigen Kostenverzicht aus. Ausgenommen hier-
von sind nur die Kosten beim Einsatz von Flug-
zeugen, die dem Hilfeersuchenden zur Hälfte auf-
erlegt werden können. 

Der Bund trägt alle Kosten in den Fällen, in denen 
er nach dem Abkommen unmittelbar um Hilfe er-
sucht wird oder in denen die Grenzländer das an 
sie gerichtete Hilfeersuchen an den Bund weiterleiten, 
weil das Ausmaß der Katastrophen Hilfeleistungen 
in einem Umfang erfordert, der den üblichen Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe im Bereich der Grenzländer 
und -kommunen überschreitet. 

Die auf seiten der Bundesrepublik Deutschland für 
Hilfsmaßnahmen in Frankreich entstehenden Kosten 
sind von den Ländern zu tragen, wenn diese nach 
Artikel 3 des Abkommens für die Auslösung der 
Hilfsmaßnahme zuständig sind. In landesinterne 
Kostenregelungen wird durch das Abkommen nicht 
eingegriffen. 

Dieser Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß 
Grenzländer und -kommunen schon seit jeher über 
die Grenze hinweg Hilfe geleistet und Hilfe emp-
fangen und die dazu erforderlichen Entscheidungen 
ohne Einschaltung des Bundes getroffen haben. 

Diese herkömmliche Übung entspringt der Notwen-
digkeit, daß auch im grenznahen Bereich Nachbar-
schaftshilfe in Katastrophenfällen schnell und ohne 
lange Entscheidungswege geleistet werden muß, da-
mit sie wirksam greifen kann. 

Da die Hilfeleistungen im grenznahen Bereich auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit geleistet wer-
den, sind auch in der Vergangenheit in aller Regel 
die entstandenen Kosten weder von deutscher noch 
von französischer Seite dem jeweils Hilfeersuchenden 
in Rechnung gestellt worden. Die Entscheidung über 
die Hilfeleistung und über den Kostenverzicht lagen 
also auch bisher schon in einer Hand. Die für den 
Fall einer Hilfeleistung nach Artikel 3 Abs. 2 des 
Abkommens getroffene Kostenregelung bedeutet 
nicht notwendigerweise eine Abkehr von der bis-
herigen Praxis, daß die hilfeleistenden deutschen 
Grenzgemeinden und -kreise ihre Aufwendungen 
selbst tragen. Der staatsrechtliche Begriff „Land" 
schließt vielmehr auch die Kommunen ein. 

Artikel 2 Abs. 2 stellt fest, daß in den Fällen, in 
denen die französische Seite bei friedenszeitlichen 
Hilfeleistungen in der Bundesrepublik Deutschland 
die Erstattung des Flugkostenanteils oder sonstige 
Aufwendungen nach dem Abkommen geltend macht, 
diese gemäß Artikel 104 a Abs. 1 des Grundgesetzes 
von den Ländern zu tragen sind. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An-
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb-
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er

-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab-
kommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Französischen Republik 
über die gegenseitige Hilfeleistung 

bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Convention 
entre la République fédérale d'Allemagne 

et la République française 
sur l'assistance mutuelle 

en cas de catastrophes ou accidents graves 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Französische Republik, 

überzeugt von der Notwendigkeit einer Zusammen-
arbeit zwischen den zuständigen Organen der beiden 
Staaten mit dem Ziel, die gegenseitige Hilfe bei Ka-
tastrophen oder schweren Unglücksfällen zu erleichtern 
und die Entsendung von Hilfskräften und -material zu 
beschleunigen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, der anderen 
Vertragspartei bei Katastrophen oder schweren Unglücks-
fällen entsprechend ihren Möglichkeiten und nach den 
Bestimmungen dieses Abkommens Hilfe zu leisten. 

(2) Art und Umfang der Hilfe werden je nach Einzel-
fall durch die nach Artikel 3 zuständigen Behörden ein-
vernehmlich festgelegt. 

Artikel 2 

(1) Die Hilfe wird durch die Entsendung solcher Hilfs-
mannschaften an den Ort der Katastrophe oder des 
schweren Unglücksfalls geleistet, die insbesondere in 
den Bereichen Brandbekämpfung, Bekämpfung von ato-
maren und chemischen Gefahren, Sanitätshilfe, Bergung 
oder behelfsmäßige Instandsetzung ausgebildet sind und 
über das für ihre Aufgaben erforderliche Spezialgerät 
verfügen. 

Die Hilfe wird in der Regel auf deutscher Seite durch 
Einheiten des Katastrophenschutzes, auf französischer 
Seite durch Einheiten des Zivilschutzes (Protection ci-
vile) geleistet und, falls erforderlich, in jeder anderen 
geeigneten Weise. 

(2) Die Hilfsmannschaften können auf dem Land-, Luft-
oder Wasserweg entsandt werden. 

Artikel 3 

(1) Die für die Anforderung und Auslösung der Hilfs-
maßnahmen zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
sind: 

a) der Innenminister der Bundesrepublik Deutschland 
und der Innenminister der Französischen Republik; 

La République fédérale d'Allemagne 

et 

la République française, 

convaincues de la nécessité d'une coopération entre les 
organismes compétents des deux États, afin de faciliter 
l'assistance mutuelle en cas de catastrophes ou accidents 
graves et d'accélérer l'envoi de personnel et de matériel 
de secours, 

sont convenues des dispositions suivantes: 

Article 1er 

1) Chaque Partie contractante s'engage à prêter assis-
tance à l'autre Partie contractante en cas de catastrophes 
ou accidents graves, selon ses possibilités et conformé-
ment aux dispositions de la présente Convention. 

2) La nature et l'étendue de l'assistance seront fixées 
d'un commun accord en fonction des cas d'espèce, par les 
autorités compétentes telles qu'elles sont désignées à 
l'article 3 ci-dessous. 

Article 2 

1) L'assistance sera fournie par l'envoi au lieu de la 
catastrophe ou de l'accident grave d'équipes de secours 
qui ont reçu une formation spéciale, notamment dans les 
domaines suivants: lutte contre les incendies, lutte 
contre les dangers nucléaires et chimiques, secourisme, 
sauvetage ou déblaiement, et qui disposent du matériel 
spécialisé nécessaire à leurs tâches. 

L'assistance sera fournie en règle générale, du côté alle-
mand, par des unités de la Protection contre les catas-
trophes (Katastrophenschutz), du côté français par des 
unités de la Protection civile, et, en cas de nécessité, sous 
toute autre forme appropriée. 

2) Les équipes de secours pourront être envoyées par 
voie terrestre, aérienne, fluviale ou maritime. 

Article 3 

1) Les autorités des Parties contractantes, compétentes 
pour demander et déclencher les mesures de secours, 
sont: 

a) le Ministre de l'Intérieur de la République française et 
le Ministre de l'Intérieur de la République fédérale 
d'Allemagne; 
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b) auf der Ebene des grenznahen Gebiets: 

— auf deutscher Seite: die Innenminister der Grenz-
länder oder die von ihnen ermächtigten Regie-
rungspräsidenten; 

— auf französischer Seite: die Präfekten der Grenz-
departements. 

(2) Wenn hierzu ein Bedürfnis besteht, wird die Hilfe 
jedoch unmittelbar von den zuständigen Behörden der 
Grenzgemeinden und -kreise erbeten und zugesagt. 

(3) Die Innenminister jeder Vertragspartei teilen ein-
ander, soweit erforderlich, die nach Buchstabe b) zu-
ständigen Behörden mit und ergreifen die Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um die Kontakte zwischen ihnen 
herzustellen. 

Artikel 4 

(1) Um die für einen Hilfseinsatz erforderliche Wirk-
samkeit und Schnelligkeit zu gewährleisten, verpflichten 
sich die Vertragsparteien, die Förmlichkeiten beim Über-
schreiten der gemeinsamen Grenze auf das unerläßliche 
Mindestmaß zu beschränken. 

(2) Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat nur eine Be-
scheinigung mitzuführen, die den Hilfseinsatz, die Art 
der Einheit und die Zahl ihrer Angehörigen ausweist, 
Diese Bescheinigung wird von der Behörde ausgestellt, 
der die Einheit untersteht. Die Angehörigen der Hilfs-
mannschaften sind vom Paßzwang und vom Erfordernis 
einer Aufenthaltserlaubnis befreit. 

(3) Kann im Fall besonderer Eilbedürftigkeit die Be-
scheinigung nach Absatz 2 nicht vorgelegt werden, so 
genügt jeder andere geeignete Nachweis, daß die Grenze 
zu einem Hilfseinsatz überschritten werden soll. 

(4) Wenn es die Eilbedürftigkeit erfordert, kann die 
Grenze auch außerhalb der zugelassenen Übergangs-
stellen überschritten werden. Die für die Grenzüber-
wachung zuständigen Behörden sind vorher hierüber zu 
unterrichten. 

Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses und des folgenden Artikels be-
deuten die Begriffe: 

„Ausrüstungsgegenstände" das Material, die Fahrzeuge 
und die persönliche Ausstat-
tung, die zum Gebrauch der 
Hilfsmannschaften bestimmt 
sind; 

„Hilfsmittel" 	 die aus Anlaß des jeweiligen 
Einsatzes mitgeführten zu-
sätzlichen Ausstattungsteile 
und sonstige Waren, die da-
zu bestimmt sind, an die be-
troffene Bevölkerung ausge-
geben zu werden; 

„Betriebsgüter" die Waren, die zur Verwen

-

dung der Ausrüstungsgegen-
stände und zur Versorgung 
der Mannschaften erforder-
lich sind. 

(2) Die Vertragsparteien werden den Grenzübergang 
für die bei Hilfseinsätzen notwendigen Ausrüstungsge-
genstände, Hilfsmittel und Betriebsgüter der nach Arti-
kel 2 entsandten Hilfsmannschaften erleichtern. Diese 
Ausrüstungsgegenstände, Hilfsmittel und Betriebsgüter 

b) au niveau de la région frontière: 

— du côté français: les Préfets des départements fron-
taliers; 

— du côté allemand: les Ministres de l'Intérieur des 
Laender frontaliers ou les Chefs de région adminis-
trative (Regierungspräsidenten) habilités par eux. 

2) Toutefois, en cas de besoin, l'assistance sera directe-
ment sollicitée et accordée par les autorités compétentes 
des communes et cercles frontaliers. 

3) Les Ministres de l'Intérieur de chaque Partie contrac-
tante se feront connaître mutuellement, si besoin est, les 
autorités compétentes visées à l'alinéa b) du présent 
article et prendront les mesures nécessaires en vue d'éta-
blir les contacts entre elles. 

Article 4 

1) Pour assurer l'efficacité et la rapidité nécessaires à 
une mission de secours, les Parties contractantes 
s'engagent à limiter au minimum indispensable les forma-
lités de franchissement de la frontière commune. 

2) Le chef d'une équipe de secours doit seulement être 
porteur d'un certificat attestant la mission de secours, le 
type d'unité et le nombre de personnes qui en font partie. 
Ce certificat est délivré par l'autorité à laquelle l'unité est 
subordonnée. Les personnes faisant partie de l'équipe de 
secours sont exemptées de l'obligation du passeport et du 
permis de séjour. 

3) Si, dans un cas particulièrement urgent, le certificat 
prévu au paragraphe 2 ci-dessus ne peut être présenté, il 
suffit de toute autre attestation appropriée indiquant que 
la frontière doit être franchie pour accomplir une mission 
de secours. 

4) Si l'urgence l'exige, le franchissement de la frontière 
peut s'effectuer en dehors des points de passage autori-
sés. Les autorités compétentes pour la surveillance des 
frontières doivent en être informées au préalable. 

Article 5 

1) Au sens du présent article et de l'article suivant, on 
entend par: 

«objets d'équipement» le matériel, les véhicules et 
l'équipement personnel destinés à 
être utilisés par les équipes de 
secours; 

«moyens de secours» les éléments d'équipement sup-
plémentaires et d'autres mar-
chandises emportés pour chaque 
mission et destinés à être distri-
bués à la population sinistrée; 

«biens d'exploitation» les marchandises nécessaires à 
l'utilisation des objets d'équipe-
ment et au ravitaillement des 
équipes. 

2) Les Parties contractantes faciliteront le franchisse-
ment de la frontière pour les objets d'équipement, 
moyens de secours et biens d'exploitation nécessaires 
aux missions de secours et appartenant aux équipes de 
secours envoyées conformément à l'article 2 ci-dessus. 
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gelten im Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei 
als zur vorübergehenden Verwendung abgefertigt. 

(3) Die Hilfsmannschaften dürfen außer den bei Hilfs-
einsätzen notwendigen Ausrüstungsgegenständen, Hilfs-
mitteln und Betriebsgütern keine Waren mitführen. 

(4) Die mitgeführten Hilfsmittel und Betriebsgüter sind, 
soweit sie bei den Hilfseinsätzen verbraucht werden, von 
allen Eingangsabgaben befreit. Die Ausrüstungsgegen-
stände sowie die Hilfsmittel und Betriebsgüter, die bei 
dem Hilfseinsatz nicht verbraucht wurden, sind wieder 
auszuführen. 

Lassen besondere Verhältnisse die Wiederausfuhr nicht 
zu, so sind Art und Menge sowie ihr Aufenthaltsort der 
für die Hilfseinsätze verantwortlichen Behörde anzu-
zeigen, die die zuständige Zollstelle hiervon benachrich-
tigt; in diesem Fall gilt das nationale Recht der ersu-
chenden Vertragspartei. 

(5) Für Waren, die nach den Absätzen 2 und 4 ab-
gabenfrei sind, finden die Verbote und Beschränkungen 
für den Warenverkehr über die Grenze keine Anwen-
dung. Das Verbringen von Suchtstoffen in das Gebiet 
der anderen Vertragspartei im Rahmen dieses Abkom-
mens und die Rückführung der nicht verbrauchten Men-
gen gelten nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der inter-
nationalen Suchtstoff-Übereinkommen. Suchtstoffe dür-
fen nur im Rahmen des dringlichen medizinischen Be-
darfs mitgeführt und nur durch qualifiziertes medizi-
nisches Personal nach den gesetzlichen Bestimmungen 
der ersuchten Vertragspartei eingesetzt werden. Unbe-
rührt davon bleibt das Recht der ersuchenden Vertrags-
partei, an Ort und Stelle Kontrollen durchzuführen. 

(6) Für Ausrüstungsgegenstände, Hilfsmittel und Be-
triebsgüter werden keine Ein- oder Ausfuhrpapiere ver-
langt oder ausgestellt. Der Leiter einer Hilfsmannschaft 
hat jedoch einen Sammelnachweis der mitgeführten Aus-
rüstungsgegenstände, Hilfsmittel und Betriebsgüter mit-
zuführen, der — von Eilfällen abgesehen — von der 
Behörde zu bestätigen ist, der die Hilfsmannschaft unter-
steht. 

(7) Die Einfuhr von Ausrüstungsgegenständen, Hilfs-
mitteln und Betriebsgütern außerhalb zugelassener Grenz-
übergangsstellen ist der zuständigen Zollstelle baldmög-
lichst anzuzeigen. 

Artikel 6 

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für die schnelle 
Heranführung der Hilfsmannschaften nach Artikel 2 Ab-
satz 2, sondern auch unmittelbar für andere Hilfsein-
sätze benutzt werden. 

(2) Jede Vertragspartei gestattet Luftfahrzeugen, die 
von der anderen Vertragspartei eingesetzt werden, ihr 
Hoheitsgebiet zu überfliegen und darauf auch außerhalb 
von Flugplätzen zu landen und zu starten. 

(3) Die Absicht, Luftfahrzeuge einzusetzen, ist den 
nach Artikel 3 zuständigen Behörden unverzüglich mit 
möglichst genauen Angaben über Art und Kennzeichen 
des Luftfahrzeuges, Besatzung, Beladung, Abflugzeit, vor-
aussichtliche Route und Landeort mitzuteilen. 

Ces objets d'équipement, moyens de secours et biens 
d'exploitation sont, sur le territoire de la Partie contrac-
tante requérante, réputés placés sous le régime de 
l'admission temporaire. 

3) Les équipes de secours ne doivent pas emporter de 
marchandises en dehors des objets d'équipement, 
moyens de secours et biens d'exploitation nécessaires 
aux missions de secours. 

4) Les moyens de secours et biens d'exploitation em-
portés sont exempts de toute taxe d'entrée dans la me-
sure où ils sont consommés lors des missions de secours. 
Les objets d'équipement ainsi que les moyens de secours 
et biens d'exploitation qui n'ont pas été consommés lors 
de la mission de secours doivent être réexportés. 

Si des circonstances particulières ne permettent pas leur 
réexportation, leur nature et leur quantité ainsi que le 
lieu où ils se trouvent doivent être portés à la connais-
sance de l'autorité responsable des missions de secours 
qui en informe le service douanier compétent; dans ce 
cas la loi nationale de la Partie contractante requérante 
est applicable. 

5) Les interdictions et les restrictions relatives à la 
circulation transfrontière des marchandises ne sont pas 
applicables à celles qui sont exemptes de taxes conformé-
ment aux paragraphes 2 et 4 du présent article. L'importa-
tion de stupéfiants dans le territoire de l'autre Partie 
contractante dans le cadre de la présente Convention et 
le retour des quantités non utilisées ne sont pas considé-
rés comme importation ou exportation au sens de la 
Convention internationale sur les stupéfiants. Les stupé-
fiants ne peuvent être emportés que pour répondre à un 
besoin médical urgent et ne peuvent être utilisés que par 
un personnel médical qualifié agissant conformément aux 
dispositions légales de la Partie contractante requise. Il 
n'est pas porté atteinte pour autant au droit de la Partie 
contractante requérante de procéder à un contrôle sur 
les lieux. 

6) Aucun document d'importation ou d'exportation n'est 
exigé ou délivré pour les objets d'équipement, moyens de 
secours et biens d'exploitation. Le chef d'une équipe de 
secours doit cependant être muni d'un état sommaire des 
objets d'équipement, moyens de secours et biens d'exploi-
tation emportés, attesté, sauf cas d'urgence, par l'autorité 
à laquelle est subordonnée l'équipe de secours. 

7) L'importation d'objets d'équipement, moyens de se-
cours et biens d'exploitation en dehors des points de 
passage frontaliers autorisés doit être portée aussi ra-
pidement que possible à la connaissance du service doua-
nier compétent. 

Article 6 

1) Les aéronefs peuvent être utilisés non seulement 
pour le transport rapide des équipes de secours confor-
mément au paragraphe 2 de l'article 2 ci-dessus, mais 
aussi directement pour d'autres missions de secours. 

2) Chaque Partie contractante autorise les aéronefs 
utilisés par l'autre Partie contractante à survoler son 
territoire ainsi qu'à y atterrir et décoller même en dehors 
des aérodromes. 

3) L'intention de faire appel à des aéronefs doit être 
portée sans délai à la connaissance des autorités compé-
tentes selon l'article 3 ci-dessus avec indication aussi 
exacte que possible du type et de la marque d'immatricu-
lation de l'aéronef, de l'équipage, du chargement, de 
l'heure de départ, de la route prévue et du lieu d'atterris-
sage. 
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(4) Sinngemäß werden angewandt 

a) auf die Besatzung und mitfliegende Hilfsmannschaften 
Artikel 4; 

b) auf die Luftfahrzeuge und sonstige mitgeführte Aus-
rüstungsgegenstände, Hilfsmittel und Betriebsgüter 
Artikel 5. 

(5) Die Anwendung des Absatzes 3 kann in den Ein-
zelvereinbarungen nach Artikel 10 näher geregelt wer-
den. 

(6) Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt, sind 
die luftrechtlichen Verkehrsvorschriften jeder Vertrags-
partei weiterhin gültig, insbesondere die Pflicht, den zu-
ständigen Kontrollstellen Angaben über die Flüge zu 
übermitteln. 

Artikel 7 

(1) Die Leitung der Rettungs- und Hilfsmaßnahmen 
obliegt in jedem Fall den Behörden der ersuchenden Ver-
tragspartei. 

(2) Anweisungen an die Hilfsmannschaften der er-
suchten Vertragspartei werden ausschließlich an ihre 
Leiter gerichtet, die Einzelheiten der Durchführung ge-
genüber den ihnen unterstellten Kräften anordnen. Die 
zuständigen Behörden der ersuchenden Vertragspartei 
erläutern nach Möglichkeit bei dem Hilfeersuchen die 
Aufgaben, die sie den Hilfsmannschaften der ersuchten 
Vertragspartei übertragen wollen. 

(3) Die Behörden der ersuchenden Vertragspartei lei-
sten den Hilfsmannschaften der ersuchten Vertragspartei 
Schutz und Hilfe. 

Artikel 8 

(1) Die Kosten der Hilfeleistung durch die Hilfsmann-
schaften der ersuchten Vertragspartei nach Artikel 2, 
einschließlich der Aufwendungen, die durch Verlust und 
völlige oder teilweise Zerstörung der mitgeführten Ge-
genstände entstehen, werden von den Behörden der er-
suchenden Vertragspartei nicht übernommen. Bei Hilfe-
leistungen durch Luftfahrzeuge kann die um Hilfe er-
suchte Vertragspartei verlangen, daß die Kosten, die 
durch den Einsatz von Luftfahrzeugen entstehen, von der 
ersuchenden Vertragspartei zur Hälfte übernommen wer-
den. Die Höhe dieser Kosten richtet sich nach den in 
jedem der beiden Staaten gültigen Tarifen, so wie sie 
in den besonderen Vereinbarungen nach Artikel 10 dieses 
Abkommens angegeben sind. 

(2) Die Hilfsmannschaften der ersuchten Vertragspartei 
werden jedoch während der Dauer des Einsatzes auf 
Kosten der ersuchenden Vertragspartei verpflegt und 
untergebracht und mit Betriebsgütern versorgt, sofern 
die mitgeführten Bestände aufgebraucht sind. Sie erhal-
ten ferner im Bedarfsfall jede erforderliche medizinische 
Hilfe. 

Artikel 9 

(1) Jede Vertragspartei verzichtet auf alle Entschädi-
gungsansprüche gegen die andere Vertragspartei wegen 
Beschädigung von Vermögenswerten, die ihr oder einer 
politischen oder verwaltungsmäßigen Untergliederung 
gehören, wenn der Schaden von einem Mitglied einer 
Hilfsmannschaft der anderen Vertragspartei bei der Er-
füllung seines Auftrags im Zusammenhang mit der Durch-
führung dieses Abkommens verursacht worden ist. 

(2) Jede Vertragspartei verzichtet für sich und ihre 
politischen oder verwaltungsmäßigen Untergliederungen 
auf alle Entschädigungsansprüche gegen die andere Ver- 

4) Sont applicables mutatis mutandis: 

a) à l'équipage et aux équipes de secours transportées, 
les dispositions de l'article 4 ci-dessus; 

b) aux aéronefs et aux autres objets d'équipement, 
moyens de secours et biens d'exploitation emportés, 
les dispositions de l'article 5 ci-dessus. 

5) Les modalités d'application du paragraphe 3 du 
présent article pourront être réglées dans les arrange-
ments particuliers prévus à l'article 10. 

6) Sous réserve des dispositions du paragraphe 2 du 
présent article, la législation de chaque Partie contractante 
relative à la circulation aérienne demeure applicable, 
notamment l'obligation de transmettre aux organes de 
contrôle compétents les renseignements sur les vols. 

Article ? 

1) Il incombe dans tous les cas aux autorités de la 
Partie contractante requérante de diriger les opérations 
de sauvetage et de secours. 

2) Les instructions destinées aux équipes de secours de 
la Partie contractante requise seront transmises exclu-
sivement à leurs chefs qui règlent les détails d'exécution 
vis-à-vis du personnel qui leur est subordonné. Les auto-
rités compétentes de la Partie contractante requérante 
exposent, si possible, dans la demande de secours les 
tâches qu'elles entendent confier aux équipes de secours 
de la Partie contractante requise. 

3) Les autorités de la Partie contractante requérante 
accorderont protection et assistance aux équipes de se-
cours de la Partie contractante requise. 

Article 8 

1) Les frais de l'assistance fournie par les équipes de 
secours de la Partie contractante requise conformément à 
l'article 2 ci-dessus, y compris les dépenses provenant de 
la perte et de la destruction totale ou partielle des objets 
emportés, ne sont pas pris en charge par les autorités de 
la Partie contractante requérante. En cas d'assistance 
fournie par des aéronefs, la Partie contractante requise 
pourra exiger le partage par moitié des frais afférents à 
l'utilisation des aéronefs. Le montant de ces frais sera 
évalué par référence aux tarifs généraux en vigueur 
dans chacun des deux États, tels qu'ils seront précisés 
dans les arrangements particuliers prévus à l'article 10 
de la présente Convention. 

2) Toutefois, les équipes de secours de la Partie con-
tractante requise seront nourries et logées, pendant la 
durée de leur mission, aux frais de la Partie contractante 
requérante, et approvisionnées en biens d'exploitation 
dans la mesure où les stocks emportés ont été épuisés. 
Elles devront recevoir également, en cas de besoin, toute 
l'assistance médicale nécessaire. 

Article 9 

1) Chaque Partie contractante renonce à toute demande 
d'indemnisation à l'encontre de l'autre Partie contrac-
tante en cas de dommages aux biens lui appartenant ou 
appartenant à une subdivision politique ou administrative 
si le dommage a été causé par un membre d'une équipe 
de secours de l'autre Partie contractante dans l'accom-
plissement de sa mission en exécution de la présente 
Convention. 

2) Chaque Partie contractante renonce, pour elle et ses 
subdivisions politiques ou administratives, à toute de-
mande d'indemnisation à l'encontre de l'autre Partie con- 
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tragspartei, die auf dem Schaden beruhen, der einem 
Mitglied einer Hilfsmannschaft entsteht, das bei der Er-
füllung seines Auftrags im Zusammenhang mit der Durch-
führung dieses Abkommens eine Verletzung oder den 
Tod erlitten hat. 

(3) Wird durch ein Mitglied einer Hilfsmannschaft der 
ersuchten Vertragspartei bei der Erfüllung seines Auf-
trags im Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei 
einem Dritten ein Schaden zugefügt, so haftet die er-
suchende Vertragspartei oder gegebenenfalls ihre ersu-
chende politische oder verwaltungsmäßige Untergliede-
rung für den Schaden nach Maßgabe der Vorschriften, 
die im Fall eines durch eigene Hilfsmannschaften ver-
ursachten Schadens Anwendung fänden. 

(4) Die Behörden der Vertragsparteien arbeiten eng 
zusammen, um die Erledigung von Schadensersatzan-
sprüchen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle 
ihnen zugänglichen Informationen über Schadensfälle im 
Sinne dieses Artikels aus. 

(5) Dieser Artikel findet auf gemeinsam veranstaltete 
Übungseinsätze von Hilfsmannschaften entsprechende 
Anwendung. 

Artikel 10 

(1) Die nach. Artikel 3 Absatz 1 zuständigen Behörden 
schließen die zur Durchführung dieses Abkommens er-
forderlichen Einzelvereinbarungen. 

(2) Eine Einzelvereinbarung enthält insbesondere fol-
gende, für die Durchführung der Einsätze wesentliche 
Angaben: 

a) Dienstbezeichnung und Aufgabenbereich der Perso-
nen, die berechtigt sind, Hilfe anzufordern, anzubieten 
und zuzusagen, sowie Bezeichnung, Anschrift und Te-
lefonnummer der Dienststellen, denen sie angehören; 

b) Dienstbezeichnung und Aufgabenbereich der Person, 
bei der sich der Leiter der Hilfsmannschaft nach sei-
nem Eintreffen am Einsatzort melden muß, sowie Be-
zeichnung, Anschrift und Telefonnummer der Dienst-
stelle, der diese Person angehört; 

c) Art, Anzahl, Stärke, Ausrüstung und Standort der 
Einheiten, die auf Ersuchen zu einem Hilfseinsatz 
entsandt werden können; 

d) alle sonstigen Auskünfte, die geeignet sind, Hilfe zu 
beschleunigen und zu erleichtern, insbesondere über 
Fernsprech- und Funkverbindungen, die zwischen den 
unter den Buchstaben a und b bezeichneten Dienst-
stellen bestehen oder herzustellen sind, sowie über 
Landeorte für Luftfahrzeuge. 

(3) Eine weitere Einzelvereinbarung wird für den Be-
trieb der Funkanlagen getroffen, mit denen die Hilfs-
mannschaften ausgerüstet sind oder die ihnen zur Ver-
fügung gestellt werden. 

(4) Eine Einzelvereinbarung wird auch getroffen über 
die in jedem der beiden Staaten geltenden Tarife, die 
als Berechnungsgrundlage für die Kostenteilung beim 
Einsatz von Luftfahrzeugen gemäß Artikel 8 Absatz 1 
dienen. 

(5) Eine Einzelvereinbarung kann unter Umständen die 
gemeinsame Veranstaltung von Übungen beiderseits der 
Grenzen vorsehen. 

Artikel 11 

(1) Um die Vorhersage, Vorbeugung und Bekämpfung 
von Katastrophen oder schweren Unglücksfällen zu för-
dern und zu verstärken, vereinbaren die Vertragspar

-

tractante, fondée sur le préjudice subi par un membre 
d'une équipe de secours blessé ou décédé dans l'accom-
plissement de sa mission en exécution de la présente 
Convention. 

3) Si, sur le territoire de la Partie contractante requé-
rante, un dommage est causé à un tiers par un membre 
d'une équipe de secours de la Partie contractante requise 
dans l'accomplissement de sa mission, la Partie contrac-
tante requérante ou, le cas échéant, sa subdivision poli-
tique ou administrative requérante est responsable du 
dommage, selon les dispositions qui s'appliqueraient si ce 
dommage avait été causé par ses propres équipes de 
secours.  

4) Les autorités des Parties contractantes coopéreront 
étroitement pour faciliter le règlement des cas d'indemni-
sation. Elles échangeront notamment toutes les informa-
tions dont elles seront en mesure de disposer sur les 
dommages visés au présent article. 

5) Les dispositions du présent article s'appliqueront de 
même en cas d'exercices organisés en commun pour des 
équipes de secours. 

Article 10 

1) Les autorités compétentes citées au paragraphe 1 de 
l'article 3 ci-dessus concluront les arrangements particu-
liers nécessaires pour l'exécution des dispositions de la 
présente Convention. 

2) Un arrangement particulier contiendra notamment 
les renseignements ci-après essentiels pour l'exécution 
des missions: 

a) appellation du service et sphère d'activité des per-
sonnes qui sont habilitées à solliciter, offrir et accor-
der l'assistance, ainsi qu'appellation, adresse et nu-
méro de téléphone des services auxquels ces per-
sonnes appartiennent; 

b) appellation de service et sphère d'activité de la per-
sonne auprès de laquelle le chef de l'équipe de se-
cours doit se présenter à son arrivée au lieu d'affecta-
tion, ainsi qu'appellation, adresse et numéro de télé-
phone du service auquel cette personne appartient; 

c) nature, nombre, effectif, équipement et lieu de sta-
tionnement des unités qui peuvent être envoyées en 
mission de secours sur demande; 

d) tous autres renseignements propres à accélérer et 
faciliter le secours, notamment sur les télécommunica-
tions qui existent ou pourront être établies entre les 
services visés aux alinéas a) et b), ainsi que sur les 
lieux d'atterrissage pour les aéronefs. 

3) Un autre arrangement particulier sera conclu pour le 
fonctionnement des installations radio dont sont munies 
les équipes de secours ou qui sont mises à leur disposi-
tion. 

4) Un arrangement particulier sera également conclu 
pour les tarifs applicables dans chacun des deux États et 
servant de base de calcul pour le partage des frais affé-
rents à l'utilisation des aéronefs conformément à 
l'article 8, alinéa 1. 

5) Un arrangement particulier pourra éventuellement 
prévoir l'organisation en commun d'exercices de part et 
d'autre de la frontière. 

Article 11 

1) Pour promouvoir et développer la prévision, la 
prévention et la lutte en cas de catastrophes ou accidents 
graves, les Parties contractantes conviennent d'établir 
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teien eine ständige und enge Zusammenarbeit, indem sie 
alle zweckdienlichen Informationen wissenschaftlich

-t

echnischer Art austauschen und regelmäßige Tagungen 
vorsehen. 

(2) Diese Zusammenarbeit wird 

— für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
von dem Bundesminister des Innern und 

— für die Regierung der Französischen Republik von 
dem Innenminister — Dienststelle für Zivilschutz — 
(Direction  de la Sécurité civile) 

durchgeführt. 

(3) Ferner können gemeinsame Untersuchungen und 
Tagungen durchgeführt werden, insbesondere zur Erfor-
schung von Katastrophenursachen und zur Verbesserung 
von Vorhersagen sowie von Mitteln und Methoden zur 
Vorbeugung und Bekämpfung von Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen. 

(4) Auf Veranlassung jeder Vertragspartei können 
fachliche Lehrgänge für Techniker und Führungskräfte 
der anderen Vertragspartei und insbesondere für Hilfs-
mannschaften durchgeführt werden. 

(5) Die Anwendung dieses Artikels wird in Einzel-
vereinbarungen näher geregelt. 

Artikel 12 

Alle Streitigkeiten über die Anwendung dieses Ab-
kommens, die nicht unmittelbar durch die nach Artikel 3 
zuständigen Behörden beigelegt werden können, werden 
auf diplomatischem Wege beigelegt. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen gilt unbefristet. Es kann nach Ab-
lauf von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten jederzeit 
unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr gekündigt 
werden. 

Artikel 14 

Mit Ausnahme der Bestimmungen dieses Abkommens 
über den Luftverkehr gilt das Abkommen auch für das 
Land Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesre-
publik Deutschland gegenüber der Regierung der Fran-
zösischen Republik innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklä-
rung abgibt. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ra-
tifikationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Austausch der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

GESCHEHEN zu Paris am 3. Februar 1977 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

une coopération permanente et étroite en échangeant 
toutes informations utiles de caractère scientifique et 
technique et en prévoyant des réunions périodiques. 

2) Cette coopération sera mise en oeuvre: 

— pour le Gouvernement de la République fédérale 
d'Allemagne, par le Ministre fédéral de l'Intérieur, et 

— pour le Gouvernement de la République française, par 
le Ministre de l'Intérieur (Direction de la Sécurité 
civile). 

3) De plus, des études et réunions communes pourront 
être organisées, notamment en vue de rechercher les 
causes de catastrophes et l'amélioration des prévisions 
ainsi que les moyens et méthodes destinés à la préven-
tion et à la lutte contre les catastrophes ou accidents 
graves. 

4) Des stages techniques pourront être organisés à la 
diligence de chaque Partie contractante au profit des 
techniciens et cadres de l'autre Partie contractante, et 
notamment au profit des équipes de secours. 

5) Les modalités d'application des dispositions du pré-
sent article seront réglées par des arrangements particu-
liers. 

Article 12 

Tous les différends relatifs à l'application de la pré-
sente Convention qui n'auront pas pu être réglés directe-
ment par les autorités compétentes visées à l'article 3 de 
la présente Convention seront réglés par la voie diploma-
tique. 

Article 13 

La présente Convention est conclue pour une durée 
illimitée. Après l'expiration d'un délai de cinq ans suivant 
son entrée en vigueur, elle pourra être dénoncée à tout 
moment avec un préavis d'un an. 

Article 14 

A l'exception des dispositions de la présente Conven-
tion relatives à la circulation aérienne, la présente Con-
vention s'appliquera également au Land de Berlin, sauf 
déclaration contraire faite par le Gouvernement de la 
République fédérale d'Allemagne au Gouvernement de la 
République française dans les trois mois qui suivront 
l'entrée en vigueur de la présente Convention. 

Article 15 

1) La présente Convention sera ratifiée; les instruments 
de ratification seront échangés aussi tôt que possible à 
Bonn. 

2) La présente Convention entrera en vigueur le pre-
mier jour du deuxième mois suivant l'échange des ins-
truments de ratification. 

FAIT à Paris, le trois février mil neuf cent soixante dix

-

sept, en double exemplaire en langues allemande et 
française, les deux textes faisant également foi. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la République fédérale d'Allemagne 

Axel Herbst 
Werner Maihofer 

Für die Französische Republik 
Pour la République française 

Michel Poniatowski 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeiner Teil 

Gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen ist eine traditionell ge-
übte Praxis zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und ihren Nachbarstaaten, die sich naturge-
mäß vor allem im Grenzbereich entfaltete. Groß-
flächige Katastrophen der letzten Jahre, z. B. der 
ausgedehnte Waldbrand in Niedersachsen, haben die 
Erkenntnis vermittelt, das Hilfspotential der Mit-
glieder der europäischen Staatengemeinschaft so-
weit wie möglich im Bedarfsfall auch über den 
grenznahen Raum hinaus zu nutzen. Dazu bedarf es 
klarer Absprachen, insbesondere über die zustän-
digen Stellen, die Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Verkehrs von Personen und Sachen, 
Schadenersatz-, Haftungs- und Kostenfragen. Das 
am 3. Februar 1977 in Paris unterzeichnete deutsch-
französische Abkommen trifft für diesen Bereich 
Regelungen, die im Ernstfall eine reibungslose Zu-
sammenarbeit gewährleisten. Seine Konzeption 
könnte daher auch für entsprechende Vereinbarun-
gen mit anderen europäischen Staaten zugrunde

-

gelegt werden, von denen bereits ein Teil Interesse 
an einer vertraglichen Absicherung der Zusammen-
arbeit bei Katastrophen oder schweren Unglücks-
fällen bekundet hat. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 statuiert die Verpflichtung zur gegen-
seitigen Hilfeleistung im Rahmen der jeweiligen 
Möglichkeiten der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 behandelt die personelle Komponente der 
Hilfeleistung. Vorrangig kommen von deutscher 
Seite Einheiten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes, auf französischer Seite der Protection 
civile zum Einsatz. 

Zu Artikel 3 

In Absatz 1 sind die auf beiden Vertragsseiten zu-
ständigen Behörden für die Anforderung und Aus-
lösung der Hilfsmaßnahmen bestimmt. 

Absatz 2 stellt klar, daß die bisher geübte Praxis 
im Bereich der Grenzgemeinden und -kreise fort-
bestehen kann. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält im Interesse der erforderlichen 
Schnelligkeit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze 
für Hilfsmannschaften Regelungen über Erleichte-
rungen im grenzüberschreitenden Personenverkehr. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel korrespondiert mit Artikel 4, indem 
er mit derselben Zielsetzung auch hinsichtlich der 
von den Hilfsmannschaften mitgeführten Ausrü-
stungsgegenstände, Hilfsmittel und Betriebsgüter 
Erleichterungen im grenzüberschreitenden Güterver-
kehr einräumt. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 trifft für den bei Hilfsmaßnahmen etwa er-
forderlichen Einsatz von Luftfahrzeugen Regelun-
gen, insbesondere über die Erteilung der Erlaubnis 
zum Überfliegen, Landen und Starten auf fremden 
Territorien, und erklärt die Artikel 4 und 5 für ent-
sprechend anwendbar. 

Zu Artikel 7 

Diese Vorschrift unterstreicht die Verantwortung 
der ersuchenden Vertragspartei für die Hilfsaktion 
und legt das Verfahren der Einordnung der ange-
forderten Hilfsmannschaften in die Maßnahmen zur 
Schadensabwehr und -beseitigung fest. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien grund-
sätzlich zu einem wechselseitigen Kostenverzicht 
und bestimmt lediglich für den sehr kostenaufwen-
digen Einsatz von Luftfahrzeugen, daß die Vertrags-
parteien die Aufwendungen, die durch den Einsatz 
entstehen, je zur Hälfte unter Zugrundelegung der 
jeweils geltenden Tarife (Flugstundenpreis) über-
nehmen. 

Absatz 2 räumt den entsandten Hilfsmannschaften 
für die Dauer ihres Einsatzes kostenlose Verpfle-
gung, Unterbringung, Versorgung mit Betriebsgü-
tern und im Bedarfsfall medizinische Hilfe ein. 

Zu Artikel 9 

Jede Vertragspartei verzichtet grundsätzlich auf 
alle ihr im Zusammenhang mit der Durchführung 
des Abkommens zustehenden Entschädigungsan-
sprüche aus Vermögens- und Personenschäden. Dar-
über hinaus wird in Absatz 3 eine Regelung im 
Falle von Drittschäden, die durch ein Mitglied der 
Hilfsmannschaft der ersuchten Vertragspartei ent-
stehen, getroffen. 

Durch Absatz 5 werden diese Vorschriften auf 
Übungseinsätze ausgedehnt. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 enthält Regelungen über die zur Durch-
führung des Abkommens abzuschließenden Einzel-
vereinbarungen, durch die bestimmte technische 
und organisatorische Maßnahmen und Verfahren 
näher geregelt werden. 
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Zu Artikel 11 

Artikel 11 statuiert die Verpflichtung zur künftigen 
Zusammenarbeit und zum Informationsaustausch 
auf dem Gebiet der Vorbeugung und Bekämpfung 
von Katastrophen oder schweren Unglücksfällen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel verweist Streitigkeiten über die An-
wendung des Abkommens, die nicht von den fach-
lich zuständigen Stellen beider Vertragsparteien 
beigelegt werden können, auf den diplomatischen 
Weg. 

Zu Artikel 13 

Diese Vorschrift behandelt das Verfahren der Kün-
digung des Vertrages. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel schafft die Voraussetzung für die 
Einbeziehung Berlins in das Abkommen. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 enthält die Vorschriften über die Rati-
fizierung und das Inkrafttreten des Abkommens. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens Artikel 2 des 
Gesetzentwurfs erneut auf seine Vereinbarkeit mit 
den verfassungsrechtlichen Regelungen über die 
Aufteilung der Kostenträgerschaft zwischen Bund 
und Ländern zu überprüfen. 

Begründung 
Gegen Artikel 2 des Gesetzentwurfs bestehen ver-
fassungsrechtliche Bedenken insofern, als er die 
Kostentragungspflicht zwischen dem Bund und den 
Ländern bei Aufwendungen, die auf seiten der Bun-
desrepublik Deutschland durch Hilfeleistungen in 
Frankreich entstehen, in Anknüpfung an Artikel 3 
Abs. 1 und 2 des Abkommens zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Französischen Repu-
blik über die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata-
strophen oder schweren Unglücksfällen regelt. 

Nach dem allgemeinen Lastenverteilungsgrundsatz 
des Artikels 104 a Abs. 1 des Grundgesetzes tragen 
der Bund und die Länder gesondert die Ausgaben, 

die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben er-
geben, d. h. im Verhältnis von Bund und Ländern 
zahlt jeder die Kosten der eigenen Aufgabenerfül-
lung selbst. Was Bundes- und was Landesaufgaben 
sind, ergibt sich aus der Aufgabenverteilung des 
Grundgesetzes. Es ist mithin für die gesamte Kosten-
verteilung des Artikels 2, wie in Absatz 2 zutreffend 
geschehen, darauf abzustellen, ob die jeweilige 
Hilfsmaßnahme in den Aufgabenbereich des Bundes 
oder der Länder fällt. 

Die im Gesetzentwurf vorgenommene Anknüpfung 
an die Regelung des Artikels 3 Abs. 1 und 2 des 
Abkommens trägt dagegen der grundgesetzlichen 
Lastenverteilung nicht Rechnung. Artikel 3 des Ab-
kommens beschreibt die zwischen Bund und Ländern 
bestehende Aufgabenverteilung auf dem Gebiet des 
Katastrophenschutzes nur unzulänglich; andererseits 
kann das Abkommen eine abweichende Kompetenz-
verteilung nicht begründen. Artikel 3 des Abkom-
mens kann daher verfassungskonform nur als die 
Regelung einer Art „Meldeweg" zwischen französi-
schen und deutschen Stellen interpretiert werden. 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Auch nach erneuter Prüfung der in dem Gesetzent-
wurf vorgesehenen Aufteilung der Kostenträger-
schaft zwischen Bund und Ländern vertritt die Bun

-

desregierung die Auffassung, daß die kostenrecht-
lichen Regelungen in Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzent-
wurfs verfassungskonform sind. 

Begründung 
1. Ob die Bundesregierung einem auswärtigen Staat 
Hilfe leisten will, ist keine Frage, die auf Grund 
der innerstaatlichen Regelungskompetenz für den 
Katastrophenschutz bzw. für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung beantwortet werden kann. 
Vielmehr wird hierdurch eine Einzelregelung im 
Rahmen der auswärtigen Beziehungen des Bundes 
(Artikel 32 Abs. 1 GG) getroffen, über die grund-
sätzlich nur die Bundesregierung aus Kenntnis des 
Gesamtzusammenhangs der auswärtigen Bezie-
hungen zu einem anderen Staat sachverständig 
entscheiden kann. 

Dem Bund obliegt daher die Entscheidung, ob und 
in welchem Umfang die Bundesrepublik Deutsch-
land einem an die Bundesregierung gerichteten 
Hilfeersuchen eines auswärtigen Staates entspre-
chen will. 

Gegenstand einer solchen Entscheidung sind die 
unverzügliche Bereitstellung von Hilfspotential 
für einen auswärtigen Staat und die mit diesem 
vereinbarte Befreiung von allen Beschränkungen, 
die im grenzüberschreitenden Verkehr zum 
Schutze der jeweiligen Anrainerstaaten bestehen. 
Die im Zusammenhang mit dieser Bundesaufgabe 
entstehenden Ausgaben sind gemäß Artikel 104 a 
Abs. 1 GG vom Bund zu tragen (Artikel 2 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzentwurfs). 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß die Bundeszuständigkeit für Hilfeleistungen 
bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen im 
Bereich der humanitären Hilfe als Teil der aus-
wärtigen Beziehungen des Bundes unbestritten 
ist. Auch hierbei handelt es sich, sowohl hinsicht-
lich des die humanitäre Hilfe auslösenden Ereig-
nisses als auch in bezug auf Art und Inhalt der 
Hilfsmaßnahmen um Hilfe bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen bzw. um vergleichbare 
Notstände (Erdbeben, Hochwasser usw.). Der 
Bericht der Bundesregierung über die deutsche 
und humanitäre Hilfe im Ausland (Drucksache 
8/2155 vom 3. Oktober 1978) enthält nicht nur eine 
eindrucksvolle Aufzählung der Aktivitäten des 
Bundes in diesem Bereich, sondern legt auch dar, 
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daß es sich hierbei um Regelungstatbestände im 
Rahmen der auswärtigen Beziehungen handelt. 
Obwohl die meisten der von der Bundesregierung 
getroffenen Maßnahmen ihrer Art nach als Kata-
strophenbekämpfung oder rettungsdienstliche Tä-
tigkeiten zu qualifizieren sind, haben die Länder 
die Bundeskompetenz zu Recht niemals angezwei-
felt, sondern im Gegenteil ausdrücklich bejaht. 

Die Hilfsmaßnahmen der Bundesrepublik Deutsch-
land zugunsten auswärtiger Staaten im Rahmen 
bilateraler Abkommen können grundsätzlich kei-
ner abweichenden rechtlichen Beurteilung unter-
liegen. 

Die Bundesregierung hält daher an ihrer Auffas-
sung fest, daß deutsche Hilfeleistungen auf Grund 
der deutsch-französischen Vereinbarung grund-
sätzlich als Maßnahmen im Rahmen der auswärti-
gen Beziehungen des Bundes anzusehen sind und 
der Bund deshalb nach Artikel 104 a Abs. 1 GG die 
Kosten dieser Hilfeleistungen zu tragen hat. 

2. Diese grundsätzliche Feststellung schließt jedoch 
nicht aus, daß die deutschen Grenzländer und 
-gemeinden auch weiterhin unmittelbar und ohne 
Einschaltung des Bundes Nachbarschaftshilfe im 
grenznahen französischen Bereich in derselben 
bewährten Weise erbringen, wie dies in der Ver-
gangenheit geschehen ist. In diesen Fällen tragen 
gemäß Artikel 104 a Abs. 1 GG, die Länder die 
Kosten der Hilfeleistung (Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 

des Gesetzentwurfs). Die von den Grenzländern 
und -gemeinden über die Grenze hinweg ohne 
Mitwirkung des Bundes in Frankreich geleistete 
Nachbarschaftshilfe ist räumlich und vom Umfang 
her beschränkt und tangiert daher die gesamt-
staatlichen auswärtigen Beziehungen in aller 
Regel nicht. Die gegenseitige Hilfeleistung im 
grenznahen Bereich ist Bestandteil der beson-
deren durch die geographische Lage bedingten 
Kommunikation zwischen deutschen und französi-
schen Grenzkommunen und -ländern, die sich 
seit jeher unterhalb der Bundesebene vollzogen 
hat. Die grenzüberschreitenden Beziehungen die-
ser Kommunen und Länder auf dem Gebiete der 
Katastrophenhilfe, die frei sind von den üblichen 
Formen des diplomatischen Verkehrs, ergeben 
sich aus dem besonderen Interesse dieser Ge-
bietskörperschaften an der schnellen Beseitigung 
von Störungen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Grenzbereich. Die Regelung des Ar-
tikels 3 Abs. 1 Buchstabe b und Abs. 2 des Ab-
kommens trägt dieser seit langem bestehenden 
und bewährten Verwaltungsübung dadurch Rech-
nung, daß sie in Fällen grenznaher deutschfran-
zösischer Hilfe die Zuständigkeit der Grenzländer 
und -gemeinden festschreibt. Auch die für der-
artige Hilfeleistungen gemäß Artikel 104 a Abs. 1 
GG vorgesehene Kostenträgerschaft der hilfelei-
stenden deutschen Länder entspricht der Staats-
praxis. Gegen die Verfassungsmäßigkeit auch 
dieser Regelung bestehen daher keine Bedenken. 


